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Positionen 2/2009 
 
 

Erwartungen an die neue Bundesregierung 
 

1. Nach dem Ergebnis der Bundestagswahlen wird Deutschland in den nächsten 

vier Jahren voraussichtlich von einer Koalition aus CDU/CSU und FDP regiert. 

Die neue Bundesregierung hat – nicht zuletzt aufgrund der Auswirkungen der 

Wirtschafts- und Finanzkrise – ein nicht unerhebliches Aufgabenspektrum zu er-

ledigen.  

 

2. Aus Sicht der der Wirtschaft ist eine Reihe von Themen vorrangig zu behandeln, 

um einen nachhaltigen Konjunkturaufschwung zu fördern.  

 

a) In wirtschaftlichen Krisenzeiten ist Deutschland vor allem auf ein funktionie-

rendes Finanzwesen angewiesen. Die Herausforderung für die Bundesregie-

rung besteht darin, die Banken zu befähigen, in ausreichendem Maße Kredite 

zu gewähren, damit Unternehmen aus dem Konjunkturtief wieder heraus 

kommen. Eine Kreditklemme würde die wirtschaftliche Erholung verzögern. 

Dazu sind u. a. folgende Maßnahmen erforderlich: 

 

• Die von der KfW-Bank zur Verfügung gestellten Globaldarlehen müs-

sen Haftungsbegrenzungen einschließen, damit die Kreditweitergabe 

problemlos erfolgen kann. 

 

• Verbriefungen könnten einen Teil des Kreditrisikos abfedern. Banken 

verfügen dadurch über mehr Eigenkapital und können in der Folge wei-

tere Kredite geben. 
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• Die Eigenkapitalanforderungen an Banken müssen zu gegebener Zeit 

erhöht werden, doch sollte während der Krisensituation darauf verzich-

tet werden, um eine mögliche Kreditklemme nicht zu verschärfen. 

 

• Die Gründung einer europäischen Rating-Agentur ist empfehlenswert, 

um den Finanzmarkt abzusichern und durch den Wettbewerb mit den 

US-Agenturen eine Qualitätsverbesserung der Rating-Agenturen zu er-

zielen. 

 

b) Unternehmen, die vor der Krise durch hohe Gewinne großen steuerlichen Be-

lastungen ausgesetzt waren, jetzt jedoch in der Krise Verluste erleiden, sollten 

befristet die Möglichkeit erhalten, diese mit dem Plus des Vorjahres zu ver-

rechnen. 

 

c) Zusätzliche Belastungen durch Bürokratie, Steuern und Abgaben müssen in 

der kommenden Legislaturperiode unbedingt vermieden werden. 

 

d) Öffentliche Finanzmittel müssen sich strikt an den Vorgaben der verfassungs-

rechtlichen Schuldenbremse orientieren, um die horrende Staatsverschuldung 

abzubauen. 

 

e) Mittelfristig müssen Unternehmen und ihre Arbeitnehmer durch die Einführung 

eines einfacheren und gerechten Steuersystems von Steuern und Abgaben 

entlastet werden. Strukturreformen im Sozialversicherungssystem sind erfor-

derlich, um den Folgen des demografischen Wandels adäquat zu begegnen. 
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